
– 1 – 

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20/1395 
Landtag 15.03.22 
20. Wahlperiode  

Mitteilung des Senats vom 15. März 2022 

Gesetz über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung im Jahr 2021 
aus Anlass der COVID-19-Pandemie (Bremisches Corona-Sonderzahlungsgesetz – 
BremCoronaSZG) 

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung im Jahr 2021 
aus Anlass der COVID-19-Pandemie (Bremisches Corona-Sonderzahlungsge-
setz – BremCoronaSZG) mit der Bitte um Beschlussfassung. 

I. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Durch Artikel 1 (Bremisches Corona-Sonderzahlungsgesetz – Brem-
CoronaSZG) wird das Tarifergebnis vom 29. November 2021 im Bereich 
des TV-L über eine einmalige Corona-Sonderzahlung auf die Rechtsver-
hältnisse der aktiven bremischen Beamtinnen und Beamten sowie Richte-
rinnen und Richter zeit- und wirkungsgleich wie folgt übertragen: 

— Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen erhalten eine 
einmalige steuerfreie Corona-Sonderzahlung in Höhe von 1 300 Euro 
im Jahr 2021,  

— Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten eine 
einmalige steuerfreie Corona-Sonderzahlung in Höhe von 650 Euro 
im Jahr 2021,  

Ausdrücklich gesetzlich ausgenommen von der Zahlung sind die Beamtin-
nen und Beamten sowie Richterinnen und Richter in den Besoldungsgrup-
pen B 7 bis B 11 sowie in den Besoldungsgruppen R 7 bis R 10. 

Maßgebend sind jeweils die Verhältnisse am 29. November 2021. 

Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen sowie Senato-
rinnen und Senatoren erhalten dagegen keine Corona-Sonderzahlung und 
wurden demnach im Gesetzentwurf nicht berücksichtigt. 

Die Änderung durch Artikel 2 (Änderung des Bremischen Beamtenversor-
gungsgesetzes) stellt sicher, dass die Gewährung der Corona-Sonderzah-
lung auf bestehende Ansprüche einer Beamtenversorgung, in der Regel 
einer Hinterbliebenenversorgung, nicht angerechnet wird. 

II. Stellungnahme Rechnungshof 

Mit Schreiben vom 21. Dezember 2021 hat der Rechnungshof der Freien 
Hansestadt Bremen angeregt, sämtliche Ämter der Besoldungsordnung B 
und die Richterinnen und Richter ab der Besoldungsgruppe R 3 von der 
Gewährung der Corona-Sonderzahlung auszunehmen.  

Die Anregung des Rechnungshofs wurde aufgrund der folgenden Erwä-
gungen nicht im Gesetzentwurf berücksichtigt: 

Die Zahlung der Corona-Sonderzahlung dient als Anerkennung der be-
sonderen Leistungen und des besonderen Einsatzes der Beschäftigten, 
aber auch zur Abmilderung der zusätzlichen Belastungen während der 
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COVID-19-Pandemie. Mit Begrenzung der Gewährung der Corona-Son-
derzahlung auf die Besoldungsgruppen bis einschließlich B 6 beziehungs-
weise R 6 geht der Gesetzentwurf typisierend bereits von einer unter-
schiedlichen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit aus. Unterschiedliche 
Einkommensverhältnisse können eine unterschiedliche Berücksichtigung 
für die Zahlung rechtfertigen. Darüberhinausgehende Ausnahmeregelun-
gen für die Nichtgewährung der Zahlung erscheinen als zu weitreichend; 
zumal sich die Grundgehaltssätze in den Besoldungsgruppen A 16, B 2, 
und in der C- und W-Besoldung nicht signifikant unterscheiden. Zudem 
werden weitgehendere Ausnahmeregelungen dem Sinn und Zweck des 
Gesetzes nicht mehr gerecht. Auch im Hinblick auf eine Ungleichbehand-
lung zu den Tarifbeschäftigten sollte von weitergehenden Ausnahmerege-
lungen kein Gebrauch gemacht werden. 

III. Förmliches Beteiligungsverfahren nach § 93 Bremisches Beamtengesetz/ 
§ 39a Bremisches Richtergesetz 

Die Spitzenverbände der Gewerkschaften und Richterverbände im Land 
Bremen wurden gemäß § 93 des Bremischen Beamtengesetzes und § 39a 
des Bremischen Richtergesetzes beteiligt.  

Stellung genommen zu dem Gesetzentwurf haben der Deutsche Gewerk-
schaftsbund DGB Bremen-Elbe-Weser mit Schreiben vom 23. Februar 
2022, der Deutsche Beamtenbund Landesbund Bremen – dbb – mit Schrei-
ben vom 31. Januar 2022, der Bremische Richterbund mit Schreiben vom 
27. Januar 2022 sowie die Deutsche Feuerwehrgewerkschaft, Landes-
gruppe Bremen – DFeuG – mit Schreiben vom 24. Februar 2022. Der Deut-
sche Hochschulverband hat mit Schreiben vom 17. Januar 2022 keine 
Bedenken geäußert. Die Vereinigung der bremischen Verwaltungsrichte-
rinnen und Verwaltungsrichter hat auf eine Stellungnahme verzichtet.  

Grundsätzlich wird die Übertragung des Tarifabschlusses über eine ein-
malige Corona-Sonderzahlung für den öffentlichen Dienst der Länder auf 
die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter im Land Bremen 
von den Spitzenverbänden begrüßt.  

Ausschluss der Besoldungsgruppen B 7 bis B 11 und R 7 bis R 10: 

Für den DGB ist es nicht nachvollziehbar, dass, abweichend vom Tarifver-
trag, die Zahlung bis zu den Besoldungsgruppen B 6 beziehungsweise R 6 
begrenzt ist. Für den Personenkreis der Besoldungsgruppen B 7 bis B 11 
und R 7 bis R 10 sei der Grundsatz der zeit- und wirkungsgleichen Über-
tragung verletzt.  

Die DFeuG lehnt die Begrenzung der Zahlung bis B 6 und R 6 ebenfalls 
ab, da die Belastung der gehobenen Führungsebene in der Pandemiebe-
kämpfung ebenfalls angestiegen sei.  

Anwärterinnen und Anwärter: 

Die DFeuG erachtet die Zahlung an die Anwärterinnen und Anwärter als 
zu gering. Die Corona-Sonderzahlung sollte diesem Personenkreis eben-
falls in Höhe von 1 300 Euro gezahlt werden, da die pandemiebedingten 
Aufwendungen in gleichem Umfang entstanden seien.  

Ausschluss der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger: 

Der DGB fordert eine Ausdehnung des Zahlungsanspruches der Corona-
Sonderzahlung auf die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger.  

Die Corona- Sonderzahlung soll eine Komponente für eine rund ein Jahr 
ausbleibende prozentuale Erhöhung der Besoldung sein und von dieser 
Besoldungserhöhung würden die Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger abgekoppelt.  
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Der DGB kann dem Argument des Senats, die „Coronaprämie“ würde nur 
die pandemiebedingten Belastungen der Beamtinnen und Beamten im Ka-
lenderjahr 2021 ausgleichen und damit nicht auf die Empfängerinnen und 
Empfänger von Versorgungsbezügen ausgedehnt werden, nicht folgen. 
Der DGB ist der Ansicht, die „Coronaprämie“ sei eine „Sonderzahlung“ 
wie zum Beispiel das „Weihnachtsgeld“. 

Auch für den dbb, den Bremischen Richterbund sowie für die DFeuG ist 
die unterbliebene Übertragung der Corona-Sonderzahlung auf die Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger nicht hinnehmbar. 

Der dbb fordert für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger einen äquivalenten Ausgleich in Form einer Einmalzahlung o-
der die Rücknahme der verminderten Faktorisierung der Versorgungsbe-
züge oder eine Verbesserung des Beihilfebemessungssatzes, da die Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gleichfalls durch 
die hohe Inflationsrate belastet seien.  

Der Bremische Richterbund fordert ebenfalls die Einbeziehung der Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger in den Kreis der Zah-
lungsberechtigten, wobei sich die Höhe der Zahlung nach dem jeweiligen 
Ruhegehaltssatz bemessen sollte.  

Die DFeuG ist der Ansicht, dass die Zahlung nur den Zeitraum bis zur 
nächsten Gehaltserhöhung ausgleichen solle, sodass auch die Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger einzubeziehen seien.  

Nach Durchführung des Beteiligungsverfahrens hält der Senat an dem Ge-
setzentwurf unverändert fest.  

Zu den Anmerkungen der Spitzenverbände der Gewerkschaften und Rich-
terverbände im Land Bremen nimmt der Senat wie folgt Stellung: 

Ausschluss der Besoldungsgruppen B 7 bis B 11 und R 7 bis R 10: 

Der Auffassung des DGB und der DFeuG, die Zahlung auf alle Besol-
dungsgruppen auszuweiten, wird nicht gefolgt. Der Rechnungshof hatte 
es als notwendig erachtet, die Anspruchsberechtigung in der Besoldungs-
ordnung R auf die Besoldungsgruppen R 1 bis R 6 zu begrenzen. Dieser 
Bitte wurde entsprochen. Darüber hinaus wurde vom Rechnungshof ange-
regt, die gesamte Besoldungsordnung B von der Gewährung der Corona-
Sonderzahlung auszuschließen. Diesem Antrag wurde aus fachlicher Sicht 
nicht gefolgt. Eine Begrenzung erfolgte daher nur bis zur Besoldungs-
gruppe B 6. Diese Begrenzung erscheint weiterhin sachgerecht, da unter-
schiedliche Einkommensverhältnisse eine unterschiedliche Berücksichti-
gung für die Zahlung rechtfertigen. 

Anwärterinnen und Anwärter: 

Gemäß § 2 Absatz 2 des Tarifvertrages über eine einmalige Corona-Son-
derzahlung vom 29. November 2021 beträgt die Höhe der Corona-Sonder-
zahlung für Auszubildende 650 Euro. Diese wurde zeit- und wirkungs-
gleich auf die Anwärterinnen und Anwärter übertragen. Eine höhere Zah-
lung für die Anwärterinnen und Anwärter würde eine nicht gerechtfertigte 
Besserstellung gegenüber den tarifgebundenen Auszubildenden und eine 
Abweichung von der zwischen den Tarifvertragsparteien vereinbarten 
Corona-Sonderzahlung darstellen.  

Ausschluss der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger: 

Laut der Protokollerklärung zu § 2 Absatz 1 des Tarifvertrages über eine 
einmalige Corona-Sonderzahlung vom 29. November 2021 handelt es sich 
bei der Corona-Sonderzahlung um eine Beihilfe beziehungsweise Unter-
stützung des Arbeitgebers zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung 
durch die Corona-Krise im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommen-
steuergesetzes. Somit handelt es sich ausdrücklich nicht um einen Aus-
gleich für eine nicht erfolgte lineare Erhöhung der Tarifentgelte. Ansons-
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ten hätten die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes den Bezug 
zu nicht erfolgten Anpassungen der Tarifentgelte auch ausdrücklich fest-
stellen müssen. Die zeit- und wirkungsgleiche Übertragung des Tarifver-
trages auf die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter 
wurde sichergestellt.  

Eine Einmalzahlung an Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger würde über den Abschluss des Tarifvertrages Corona-Sonder-
zahlung ausdrücklich hinausgehen. Dieser Personenkreis war auch keinen 
Mehrbelastungen aus einem aktiven Dienstverhältnis ausgesetzt. Somit ist 
die Übertragung der Zahlung auf diese Gruppe weder erforderlich noch 
sachgerecht.  

IV. Finanzielle Auswirkungen 

Die Umsetzung der im Gesetzentwurf dargestellten Vorhaben beinhalten 
folgende finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

Durch die Gewährung der Corona-Sonderzahlung entstehen Mehrausga-
ben im Bereich der aktiven Beamtinnen und Beamten (ohne Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger) in Höhe von einmalig rund 
16,1 Millionen Euro. Die Finanzierung für das haushaltsfinanzierte Perso-
nal wird über die globale Tarifvorsorge im Produktplan 92 Allgemeine Fi-
nanzen sichergestellt.  

V. Bitte um Beschlussfassung 

Der Senat bittet die Bürgerschaft (Landtag) um Beratung und Beschluss-
fassung des Gesetzentwurfs in 1. und 2. Lesung möglichst noch in der 
Märzsitzung der Bürgerschaft (Landtag). 

Anlage 

Stellungnahmen sind als Anlage beigefügt. 
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Gesetz zur Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung im Jahr 
2021 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) be-
schlossene Gesetz: 

Artikel 1 

Bremisches Gesetz zur Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung 
im Jahr 2021 aus Anlass der COVID-19-Pandemie (Bremisches Corona-Son-

derzahlungsgesetz – BremCoronaSZG) 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzah-
lung zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die COVID-19-
Pandemie in der Zeit vom 1. Januar 2021 bis zum 29. November 2021. 

(2) Die Corona-Sonderzahlung nach diesem Gesetz erhalten Beamtinnen und 
Beamte sowie Richterinnen und Richter im Geltungsbereich des Bremi-
schen Besoldungsgesetzes mit Ausnahme der Beamtinnen und Beamten in 
den Besoldungsgruppen B 7 bis B 11, der Richterinnen und Richter in den 
Besoldungsgruppen R 7 bis R 10, der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeam-
ten sowie der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaf-
ten und ihre Verbände. 

§ 2 

Höhe und Voraussetzung für die Entstehung des Anspruchs 

(1) Die Höhe der Corona-Sonderzahlung beträgt 

1. 1 300 Euro für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter in den 
Besoldungsordnungen A, C und W sowie in den Besoldungsgruppen 
B 1 bis einschließlich B 6 der Besoldungsordnung B und in den Besol-
dungsgruppen R 1 bis einschließlich R 6 der Besoldungsordnung R, 

2. 650 Euro für Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen. 

(2) Die Zahlung wird nur gewährt, wenn 

1. das Dienstverhältnis am 29. November 2021 bestanden hat und 

2. mindestens an einem Tag zwischen dem 1. Januar 2021 bis zum 29. 
November 2021 ein Anspruch auf Dienstbezüge oder auf Anwärter-
bezüge bestanden hat. 

Bei Teilzeitbeschäftigung oder begrenzter Dienstfähigkeit gelten § 9 Ab-
satz 1 und § 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes entsprechend. Maß-
gebend sind jeweils die Verhältnisse am 29. November 2021. 

(3) Soweit kein anderweitiger Anspruch auf eine Corona-Sonderzahlung nach 
diesem Gesetz oder dem Tarifvertrag zur Corona-Sonderzahlung vom 29. 
November 2021 besteht, erhalten die am 29. November 2021 in Elternzeit 
ohne Dienstbezüge befindlichen oder ohne Dienstbezüge nach §§ 62, 62a 
und 64 des Bremischen Beamtengesetzes beurlaubten Beamtinnen und 
Beamten sowie Richterinnen und Richter die Corona-Sonderzahlung in 
entsprechender Anwendung der Absätze 1 und 2. Maßgebend sind die 
Verhältnisse, die am letzten Tag vor Beginn der Elternzeit oder der Beur-
laubung bestanden haben. Die Zahlung wird der oder dem Berechtigten 
nur einmal gewährt; der Zahlung steht eine entsprechende Leistung aus 
einem anderen Rechtsverhältnis im Geltungsbereich des Bremischen Be-
soldungsgesetzes gleich. Die Zahlung bleibt bei der Berechnung der Zu-
schläge nach § 9 Absatz 2 und § 10 Absatz 1 des Bremischen Besoldungs-
gesetzes sowie bei sonstigen Bezügen unberücksichtigt. § 16 Absatz 2 des 
Bremischen Besoldungsgesetzes gilt entsprechend. 
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§ 3 

Zahlungsmonat 

Die Corona-Sonderzahlung nach § 2 wird mit den Bezügen für den Monat März 
2022 rückwirkend für den Monat November 2021 ausgezahlt. 

Artikel 2 

Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes 

Dem § 64 des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes vom 4. November 
2014 (Brem.GBl. S. 458 — 2040a-2), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. November 2021 (Brem.GBl. S. 772) geändert worden ist, wird folgender 
Absatz 9 angefügt: 

„(9) Abweichend von Absatz 6 Satz 1 gilt eine gewährte Leistung, die nach § 3 
Nummer 11 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes steuerfrei ist, nicht als 
Erwerbseinkommen.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 tritt mit Wirkung vom 29. November 2021 in Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt mit Wirkung vom 1. März 2020 in Kraft. 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil  

Mit dem Entwurf des Gesetzes über die Gewährung einer einmaligen 
Corona-Sonderzahlung im Jahr 2021 aus Anlass der COVID-19-Pandemie 
ist vorgesehen, die Tarifeinigung vom 29. November 2021 aufgrund der 
COVID-19-Pandemie über eine einmalige Corona-Sonderzahlung in ein-
heitlicher Höhe von 1 300 Euro für alle Tarifbeschäftigten sowie in Höhe 
von 650 Euro für Auszubildende zeit- und wirkungsgleich auf die Rechts-
verhältnisse der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter 
zu übertragen. Ausgenommen von der Regelung sind die Beamtinnen und 
Beamten der Besoldungsgruppen B 7 bis B 11 (Staatsrätinnen und Staats-
räte, Präsidentin oder Präsident des Rechnungshofes sowie die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister bei der Stadtgemeinde Bremerhaven und 
die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister bei der Stadtge-
meinde Bremerhaven) sowie die Richterinnen und Richter der Besoldungs-
gruppen R 7 bis R 10.  

Da die Gewährung der Corona-Sonderzahlung eine Abmilderung der zu-
sätzlichen Belastung der Beschäftigten durch die Corona-Krise darstellen 
soll, ist eine Übertragung auf Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger ausgeschlossen, da sie keinen aktiven Dienst während 
dieser Zeit geleistet haben.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Bremisches Corona-Sonderzahlungsgesetz)  

Zu § 1 Geltungsbereich 

Geregelt wird der sachliche und persönliche Geltungsbereich dieses Ge-
setzes. Neben den Beamtinnen und Beamten, deren Amtsbezeichnungen 
in den Besoldungsgruppen B 7 bis B 11 ausgebracht sind, sind auch die 
Richterinnen und Richter in den Besoldungsgruppen R 7 bis R 10 sowie die 
Senatorinnen und Senatoren vom Geltungsbereich nicht erfasst.  

Zu § 2 Höhe und Voraussetzung für die Entstehung des Anspruchs 

Absatz 1 und 2 

Für den Zahlungsanspruch muss das Dienstverhältnis am 29. November 
2021 (Stichtag) bestanden haben. Der Stichtag entspricht dem Tarifvertrag 
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über eine einmalige Corona-Sonderzahlung. Weiterhin muss an mindes-
tens einem Tag in dem Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 29. November 
2021 ein Anspruch auf Dienst- oder Anwärterbezüge bestanden haben.  

Die Corona-Sonderzahlung in Höhe von 1 300 Euro wird den Beamtinnen, 
Beamten, Richterinnen und Richtern der Besoldungsordnungen A, C und 
W sowie den Besoldungsgruppen B 1 bis einschließlich B 6 und den Besol-
dungsgruppen R 1 bis einschließlich R 6 gewährt.  

Anwärterinnen und Anwärter erhalten die Corona-Sonderzahlung in Höhe 
von 650 Euro. 

Maßgebend sind die am Stichtag 29. November 2021 vorliegenden Ver-
hältnisse. Folglich ist auch die Höhe der zu gewährenden Corona-Sonder-
zahlung vom Statusverhältnis abhängig, welches am 29. November 2021 
vorlag. 

Die einmalige Sonderzahlung wird bei Teilzeitbeschäftigung oder be-
grenzter Dienstfähigkeit anteilig entsprechend dem Verhältnis der ermä-
ßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit gewährt. 

Absatz 3 

Soweit aufgrund von Elternzeit oder einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
züge am Stichtag 29. November 2021 keine Dienstbezüge zustanden, sind 
die Verhältnisse maßgebend, die zuletzt vor Beginn der Elternzeit oder der 
Beurlaubung bestanden haben.  

Durch die Konkurrenzvorschrift des Satzes 3 wird sichergestellt, dass die 
Corona-Sonderzahlung den Beschäftigten im öffentlichen Dienst nur ein-
mal gewährt wird.  

Nach Satz 4 ist die Zahlung bei der Berechnung von Zuschlägen in Fällen 
der Altersteilzeit und der begrenzten Dienstfähigkeit nicht zu berücksich-
tigen. Satz 5 regelt die Rückforderung der Besoldung im Fall einer unge-
rechtfertigten Bereicherung.  

Zu § 3 Zahlungsmonat 

Die steuerfreie Gewährung der Sonderzahlung ist nur bis zum 31. März 
2022 möglich. Die Zahlung mit den Bezügen für März 2022 mit rückwir-
kender Buchung auf den Monat November 2021 erfolgt aufgrund der 
Stichtagsregelung 29. November 2021. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes) 

Mit dem neu angefügten Absatz 9 in § 64 (Zusammentreffen von Versor-
gungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen) wird sicher-
gestellt, dass alle Zahlungen, die im Zusammenhang mit der Bewältigung 
der Corona-Pandemie den Beschäftigten nach § 3 Nummer 11a EStG steu-
erfrei gewährt wurden beziehungsweise werden, im Rahmen der beam-
tenversorgungsrechtlichen Kürzungsvorschriften nicht berücksichtigt 
werden. Somit bleibt den Betroffenen der versorgungsrechtliche Anspruch 
in Gänze erhalten. Hauptsächlich hiervon betroffen sind Hinterbliebene 
von verstorbenen Beamtinnen und Beamten.  

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Das Inkrafttreten des Bremischen Corona-Sonderzahlungsgesetzes zum 
29. November 2021 erfolgt zeitgleich mit dem Abschluss des Tarifvertrages 
über die Corona-Sonderzahlung. 

Da die Steuerfreiheit nach § 3 Absatz 11a EStG bereits seit dem 1. März 
2020 besteht, bedarf es bezüglich des Artikels 2 eines rückwirkenden In-
krafttretens zum 1. März 2020. 
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Datum und Zeichen Ihres Schreibens Unser Zeichen Bremen, 21.12.2021 
  

 
 
Entwurf eines Bremischen Corona-Sonderzahlungsgesetzes 
 
 

Sehr geehrter Herr Dr. Hagen, 

 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf eines Bremischen Corona-

Sonderzahlungsgesetzes. 

 

Die beabsichtigte Regelung sieht vor, dass Beamtinnen/Beamte sowie Richterinnen/Richter 

der Besoldungsordnungen A, C, R und W sowie der Besoldungsordnung B mit Ausnahme 

der Besoldungsgruppen B 7 bis B 11 die Zahlung erhalten. 

 

Für die Besoldungsordnung R enthält der Gesetzentwurf keine Ausnahmen von der Gewäh-

rung einer Corona-Sonderzahlung. Aus Gründen der Gleichbehandlung erachtet es der 

Rechnungshof jedoch für notwendig, auch die Besoldungsgruppen der R-Besoldung ab R 7 

von der Zahlung auszunehmen. 

 

Darüber hinaus regt der Rechnungshof an, die gesamte Besoldungsordnung B und die Be-

soldungsgruppen der R-Besoldung ab R 3 aus dem Geltungsbereich für die Gewährung 

einer Corona-Sonderzahlung herauszunehmen.  
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Grund dafür ist, dass in der Besoldungsordnung B und in der R-Besoldung ab R 3 die Be-

soldungsbeträge bereits besondere Belastungen abgelten. Diese Besoldungsgruppen er-

halten zudem eine vergleichsweise höhere Entlohnung als die höchste Entgeltgruppe bei 

den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Daher besteht auch im Sinne einer Gleichbe-

handlung keine Notwendigkeit für die Sonderzahlung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Löffler 
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